
Die Parteıen aben, Wel'lh uch unterschied-

Beiträge liche, vielfach interessenorientierte Konzeptlionen
VO Gemeinwohl. DIe Verbände hingegen vertreten
Interessen 1n Teilgebieten ; S1e erstreben aberTheodor Eschenburg derentwillen KEinfiluß auf die Parteilen. Von den
Parteien wird erwartet, daß s1e jeder olitischenDiIie Funktion der rage Stellung- zu nehmen vermögen. erbände
ingegen interessieren sich 1Ur 1insowelt für Poli-politischen Parte1
Hk als sich verbandsmäßig vertretende
Belange ihrer Mitglieder handelt ine Gewerk-
schaft kann jedoch neben der Vertretung der welt-

Der vorliegende Aufsatz muß sich in bewußter gespannNten besonderen tandes- un!: Berufsinter-
Vereinfachung auf einige wenige charakterisie- ihrer itglieder ellung nehmen allge-
rende Erscheinungen der Parteien in den Demo- meinpolitischen Fragen, Ww1€e die der uben- und
kratien westlicher Prägung mit ihrem Parteien- Wehrpolitik. Kine Organisation VO: Steuerzahlern

interessiert sich für alle Kosten verursachendendualismus oder -pluralismus beschränken
poütischen Fragen, aber 1L1U!T des Zieles en,
die Steuerbelastung möglichst nliedrig halten

n Spezifische Parteimerkmale uch Kirchen gehören 1n die Kategorie der Ver-
Es xibt ine Fülle VO Parteidefinitionen, die aber ande, SsOWwelt ihre Interessen in den weltlichen

Bereich hineinragen (B Kirchensteuer, Kon-vielfach die Abgrenzung anderen 1n eilmerk-
malen ähnlichen Organisationen vernachlässigen. fessionsschule, Ruhen VO:  \ Sportveranstaltungen
Juristisch lassen sich eLtwa ach dem Parteienge- A der Kirchzeit). ine Berufsgruppe kannn sich in
SCeiz der Bundesrepublik Deutschland Partelen W1€E Verbände verschiedener Parteiorientierung auıf-
olg bestimmen : sS1e s1nd «Vereinigungen VO teilen, christliche und soz1alistische Gewerk-

schaften 1n Deutschland VOLI 23) 1in Italien christ-Bürgern, die auernd oder für ängere elit für den
Bereich des Bundes oder eines Landes auf die PO- liche, sozlalistische, kommunistische und neota-
litische Willensbildung KEinflul nehmen und der schistische Gewerkschaften, 1n Holland katholi-
Vertretung des Volkes 1m Deutschen Bundestag sche, calvinistische un laizistische Industriever-
oder einem Landtag mitwirken wollen, WenNn s1e anIn den Parteien wiederum können sich Inter-
ach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhiält- ESSCNSIUPPCN en, die CNDC Fühlung mit den
nisse, insbesondere ach ang un Festigkeit entsprechenden Verbänden halten Andererseits
ihrer Organisation, ach der Zahl ihrer itglieder kann Interessenparteien, parlamentarische Ver-
un nach ihrem Hervortreten in der Öfrentlichkeit längerungen partikularer erbände, geben, die sich
eine ausreichende Gewähr für die Ernsthaftigkeit ber bisher 11UT1 vorübergehend gehalten en

Die Bereitschaft, der anhaltende ille, Aarla-dieser Zielsetzung bileten. Mitglieder einer Parte1
können 11UL natürliche Personen se1n.» Mit 1ilfe mentskandidaten autzustellen un! deren \Wahl
dieser Legaldefinition werden Verwaltung und durchzusetzen, 1st ein entscheidendes Kriterium
Rechtsprechung 1n die Lage verSsetZt, 7wıischen für ine Parte1l. el kommt nicht darauf d
Parteien mit ihren Privilegien (z. B. Auflösungs- ob ein Verband die Parlamentskandidatur eines
schutz un Staatsfinanzierung) und anderen (ODr- seliner Mitglieder oder Funktionäre be1 einer Parte1
gyanisationen unterscheiden, die nıcht als Par- durchsetzt. DIe andıdatur ist 11U!T möglich, WEn

die Parte1 S1e akzeptliert. In der ege verfügen dietelien angesehen werden dürfen
Soziologisc dürften für die Parte1 1N der parla- Parteien ber das Monopol, Parlamentskandida-

mentarischen Demokratie olgende OmMente be- ten präsentieren.
stimmend sein:?: I0S Parteien erstreben VOT em die
Übernahme der Regierung oder den erble1 1n

N Entstehung ON Parteien
der Regierung, dann die Realisierung bestimmter
l1ele un damıit uch die erhinderung VO ihnen Parteien entstanden 1m aufkommenden Konstitu-
nicht genehmen Z1elen anderer Partelen. S1e bieten tionalismus des vorigen Jahrhunderts mIit der Kın-

in Wahlen Personen (Kandidaten und Program- SEIZUNG VO gewählten Volksvertretungen un
S1e mussen diesen Zwecken über: eine wurden einer unentbehrlichen Kinrichtung des

ständige UOrganisation verfügen. Verfassungsstaates. In den kontinentaleuropäi-
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schen Staaten des aufgeklärten Absolutismus mit kerungsschichten wuchs das Interesse der beiden
ihrer mehr oder minder ausgepragten fteudalen Parlamentsgruppen, der Tories unı der VWhigs
Struktur ging ach der französischen Revolution ursprünglic. fraktionsähnliche Cliquen, Vorgän-
die Inıtiative Auau der alten Staatstorm und SCI der Konservativen un Liberalen die Aähler
ZU Aufbau eines gewaltenteiligen Verfassungs- UuUrc festgefügte UOrganisationen, nämlich Par-
SYySTteEMS VOIl den Liberalen aus,. S1e drängten durch telen für ihre Kandidaten gewinnen. DIie dritte
ihre Bewegungsaktivität un Parteibildung den englische Partel, die Labour-Partei, WTr ine de-
STAatus quO bewahrenden Konservativen eine die- mokratische ründung. S1e ist, 1m Gegensatz
SCI1 unerwünschte Parteiformierung auf. den kontinentaleuropäischen soz1alistischen Par-

Der prinzipielle Gegensatz 7zwischen verfas- telen, VO  = marx1istischen Theorien nicht berührt,
SUNSS- w1e gesellschaftspolitischem Bewahren und Aaus einer antiradikalen und antıiliberalen ntellek-
Verändern bleibt ein wesentliches Unterschei- tuellenvereinigung, der Fablan dociety, un! den
dungsmerkmal 7wischen den Partelien un tritt Gewerkschaften hervorgegangen. Vor 1914 DYE-
1in den jeweiligen, sich tändig wandelnden Kon- Wnnn s1e Parlamentssitze UT mit Hilfe der Libe-
stellationen 1immer VO auf. Man pricht ralen un verdrängte diese ach dem ersten Welt-
VOIN Rechts- und Linksparteien. Diese Bezeichnung rieg
kann auf die Sitzordnung 1n den französischen amerikanıschen Verfassungskonvent VO  w Phila-
Reichsständen VO 1759, AaUus denen die franzöÖösi- delphia VO.:  a LO einer Konferenz VO  w} elegier-
sche Nationalversammlung hervorgegangen ist, ten der Einzelstaaten, die Gegensätze —

zurückgeführt werden. Der del hatte seine Plätze nächst regionaler Natur, nämlich zw1ischen agrarl-
rechts, die Bürger In e} Präsidenten. aung schem enun! industriellem Norden Der Kon-
bildeten sich 7wischen der konservativen un! fort- ent WAälL, gestütz auf die Te Rousseaus, der
schrittlichen heute würde mMan SCH progress1- Auffassung, daß Parteien 1m Parlament un als
ven Gruppe ine Mitte, die 1in bestimmten Ten- Wählerorganisationen sich erübrigten, Ja geradezu
denzen, vieltfach modifizierten, der techten näher schädlich waren. {Iie Angesehensten 1m ahlbe-

„irk oder 1n den Parlamenten der Staaten olltensteht als der linken un umgekehrt.
Im ZweiparteiensyStem nähern sich aung N- Abgeordnete werden. Kın leiner Kreis der

seit1g der iın Flügel der Rechtspartei und der Oberschic nominierte die andıidaten egen
rechte der Linksparteli Im Vielparteiensystem die regierende arıistokratische Gruppe des Land-
entsteht ıne besondere Mittelpartei oder mehrere. besitzes untfer Washington, die sogenannten Fö-
Diese Gruppierung ist niıcht statisch. Der ursprung- deralisten, bildete sich ıne andere untfe Jefterson,
liche Gegensatz estand 7wischen Liberalen un die Repu  aner. S1e versuchte m Gegensatz ZUT
Konservativen. Als ach 545 1n Kuropa die SO 712A- arıstokratischen Kandidatenauslese ine mehr de-
listischen ewegungen un Parteien als Vertre- mokratische Ideologie, als daß dieVO Regierungs-
tung der Unterprivileglerten, 1n erster in1i1e der prozel Ausgeschlossenen durch ine andere Me-

mI1tLohna  ängigen, Veränderungstendenzen thode der Kandidatennominierung sich Geltung
egenüber Konservativen un Liberalen aufka- verschafien versuchten, wobel sich interessen-
INCN, wurden letztere ZUTLT Mitte gedrängt. Diese Art bedingte Gegensätze cehr bald zeigten. Das Wr
VO Gruppierung rechts mitte links zeigt sich der Anfang des Parteiwesens 1N Amerika Im AutTe
mehr oder minder deutlich nıicht 1L1UTr 1n den melsten der elit mußten sich auch die Föderalisten einen
Parlamenten, sondern uch 1in den einzelnen Par- Partelapparat chaften DIie eigentliche Parte1bil-
telen und Fraktionen. DIie innerparteiliche Grup- dung, nämlich der epublikaner und Demokraten,
plerung kannn unter Umständen Parteispaltun- sSsetizte Erst Ende der zwanziger a  C des vorigen
SCH führen Jahrhunderts ein. Kın Anstoß WAälL, die Einwan-

derer 1n ihrer tändig wachsenden Z ahl als HEUE
äahler erfassen. DIiese Parteien «r1vali-Anfänge IN England und Amerika
s1ierende Patronagekonzerne» ohne programmati-

Das englische Parlament des un: 1m ersten Drittel sche Profilierung. Ihre Werbungseflektivität be-
des 19. Jahrhunderts Wrl dank eines sehr begrenz- stand darin, da ß S1e ihren WÄählern 1m Fall des S1e-
ten Gensuswahlrechts ine Repräsentation der DECS tellen 1m öftentlichen IDienst verschafiten
Oberschicht Nur die begüterten CMHIiICAHten (spoilsystem). KEine strafte Parteiorganisation o1ibt
wahlberechtigt. Miıt der 7zunehmenden Ausdeh- bis heute nicht DIe Wahlwerbung liegt in Hän-
Nnung des Wahlrechts auf immer breitere evoöl- den VO  m] geschäftstüchtigen Bossen.
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Anfänge IN Deutschland Konfessionelle Parteı:en

Be1i den Wahlen Deutschland ZUr rankfurter Dazu kam die große katholische Defensivpartei,
Nationalversammlung 848 SINg C5S, da VO:  } eigent- das « Zentrum», programmlos un! er flexibel,
lichen organisierten Parteien nicht die ede se1in aber mit einer vorwiegend katholischen Soz1ial-
konnte, mehr Personen als Programme. lehren ausgerichteten Einstellung. S1e stand 7w1-
DIie be1 den Beratungen der Nationalversammlung schen ö70 un! 1913 in der Mıiıtte zwischen Rechts
auftretenden Streitfragen drängten FAlg Fraktions- un: 1n un Waft die einzige «Scharnierpartel»,
bildung, Zersplitterung bei Beratungen un ohne die eine Mehrheitsbildung nicht möglich WL

Abstimmungen verhindern. Die jeweiligen ugleic Wr s1e damals die einzige Volkspartel, die
Anhänger traten sich bestimmten Gasthäusern Katholiken er Schichten umfaßte, fest UG die
un annten die Fraktionen 7zunächst ach deren Klammer Glaubensdisziplin ZUSAMMENSC-
Namen. Aus diesen entwickelten sich Parteien 1im halten Das Zentrum tutzte sich auf die katholi-
Laufe der Zeit, un WAar CHST, da 1848 die Reichs- schen erbande Vom gläubigen Katholiken WUL-

gründung mißlungen WAalTt, den Ländern, viel- de erwartet, daß 11U1 katholischen Verbänden —

fach ber lokale ahlkomitees gehörte (die katholische Sondergesellschaft, Von

Katholiken selbst auch «Getto» genannt) Eine
eigentliche Parteiorganisation m1t zentralen Partei-Angelsächsische und kontinentaleurohätsche OfSgancnh xab b1is nicht. Wohl aber bestandenParteıen rudimentäre Regionalorganisationen un: lokale

In England un Amerika hat sich das Zweiparteien- Komitees, letztere melst unfte: Führung VO T1C-
Stern. S1e f{unglerten auch als ehrenamtliche Parte1-SySteEm mMI1t zeitweiligen Abweichungen bis heute

erhalten. Entscheidend WAar in erster Linte, daß sekretäre un! bestritten NOTTALlS die bescheidenen
durch Volkswahlen 1in Amerika VO  m nfang Okalen Aufwendungen aus der Kirchenkasse. [Das

Zentrum Wrr eine Fraktion ohne Partel. Dessenber die Präsidentenbestellung, in England ber
die Regierungsbildung durch die obsiegende Parte1 Führungsorgan 1im eliCc. WTr der Vorstand der
entschieden wird. DIe kontinentaleuropäischen Reichstagsfraktion, entsprechend die Vorstäiände
Parteien hingegen 1m wesentlichen auf die der Landtagsfraktionen in den Ländern.
Gesetzgebung beschränkt. uch diese WT auf die Katholische Partelien <ibt CS mi1t unterschied-
Zustimmung des Monarchen angewlesen, der — lichen weltlichen Z4elen 10 se1it 1859 1in den FC-
dem die Regierung eigener Zuständigkeit, —_ mischtkonfessionellen Niederlanden un! den
abhäng1ig VO Parlament bestellte. DDas Fehlen des katholischen Ländern Belgien se1it 1630, Italıen

ach deutschem Vorbild se1t 1019 un! mM1t stAan-rivalisierenden Herrschaftsanspruchs der Parteien,
die rein legislative ätigkeit, erlaubte wechselnde, dischen Tendenzen bis 1n der österreichischen
jeweils vorübergehende Gesetzgebungskoalitionen Monarchie, die sich in der epubli ach dem C1-

un! heß er das Aufkommen eines Vielparteien- sten Weltkrieg als konservative Parte1 1e Man
SyStems Die Parteien nicht auf das Re- nannte diese katholischen Parteien, die die innere

Ordnung ihrer  E Kirche mM1t dem aps der Spitzegieren ausgerichtete Hauptfiguren, w1e England
un Amerika, sondern Nebenfiguren, weltan- rückhaltlos ejahten, «Ultramontane».
schaulich bestimmte «Arbelts- un! esinnungsge- In Holland ex1istieren wel miteinander rivalisie-

rende retormierte Parteien. iın Deutschland ist dre1-meinschaften». DDIe ersten Parteiprogramme kann
MNan Parteiphilosophien NENNECMN; S1e oingen VO  w mal der Ansatz Z ründung evangelischer Par-
einem bestimmten Menschenbild auf dem Hinter- teien, allerdings vergeblich, gemacht worden. ber
grund VO  a bestimmten sozialen Interessenlagen Glaubenslehre un:! Konstruktion der evangeli-
s schen C eigneten sich 1m Gegensatz AT ka-

Im deutschen Kaiserreich entstanden unter dem tholischen nicht ZUrr Parteibildung.
Einfluß so7z1aler Schichtung un! relig1öser Be- Miıt der KEintührung des parlamentarischen SYy-
kenntnisse 1er grole Weltanschauungsgruppen, STteEMS, 1n dem die Parteien die Regierung ildeten
davon dre1 nichtkatholische, die sich AA in VeCI- un amıt Regierungsverantwortung übernah-
chleden schattierte Parteien gyliederten: die Kon- MMCI, drängten Plattformprogramme die weltan-
servatiıven, die Liberalen, die sich mehr konser- schauliche: Prinzipien zurück, WCI1L1L sich uch Ze1it-
at1v Orientilerte un! mehr demokratisch orientierte welse wieder gegenläufige Tendenzen (Reideolo-
Parteien unterteilten, un! die Sozialisten. gisierung) zeigten. Die Parlamentarisierung hat
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me1ist das traditionelle Parteiensystem nicht orund- rad des Consensus einer Mittelpartei bestimmen
legend verändern vermocht. Vielfach WAarTr die können.
Bildung VO  w} Koalitionsregierungen mit mehr oder
minder starken Krisenerscheinungen, w1e in der
J und französischen Republik, 1m Weimarer Honoratioren-, Integrations- und Volksparteien
Reich un! gegenwärtig m Italien, Holland un! Die Bildung VO:  =) Parteien kann V otraussetzung
Belgien erforderlich der Parlamentstätigkeit, aber auch deren Folgeer-

cheinung se1n. Periodisch aufgrund VO  a ahlen
bestellte politische Entscheidungskörperschaften,

Totalitäre Parte:en die 1in einer Wahlperiode WEen auch mit Unter-
brechungen tändig zusammentreten, mussenach dem ersten e  1eg entstanden rechten Fraktionen un Parteien, sofern diese nicht schonun: linken Flügel radikale Parteien, 1n Deutsch-

and un Italien totalitäre Integrationsparteien, die VOTLI der Konstitulerung bestanden aben, produ-
Zieren.Nationalsozialisten und Faschisten er «charıs-

matischen » Führern Hitler un Mussolini) einer- Parlamentseinsetzung un Parteibildung be-
dingen einander. EKs kann in der EZE weder paf-selts, Kommunisten andererseits. S1e bekämpften lamentsfreie Parteien och parteilose Parlamentedas demokratisch parlamentarische System auf das geben Parteien sind Aaus Cliquen, Klubs un: EWe-außerste un! er koalitionsunfähig. DIiIie
ZUNSCHL hervorgegangen. Aus den Wahlkomiteeswachsende Parteienanimosität der Bevölkerung

ausnutzend, ollten s1e VO  a den Flügeln das be- sind Hlonoratiorenparteien entstanden. In diesen be-
SOrgten ine relativ kleine Zahl oder regionalstehende Parteiensystem auf un! zerstorten die Angesehener ehrenamtlich die Wahlvorbereitung.Verfassungsordnung. DiIie faschistischen ikta-

uren verboten alle anderen Parteien, Was die TuSss1- Man sprach er auch VO Wählerparteien. Die
ersten Massenparteien, auch Integrationsparteien LA Sschen Kommunisten auch hatten. In Deutsch-

land, Österreich un Italien WAar aber 1L1Ur eine NaNNT, die so7z1ialistischen Parteien, zunächst
überwiegend Arbeiterpartelen. S1ie suchten alleUnterbrechung der Parteienkontinuität. Anhänger als itglieder erfassen un demo-
kratisch in Parteidisziplin ZzZusammeNnNZU-
halten Das Mitglied der SozialdemokratischenNach 194)
Parte1 Deutschlands sollte keiner anderen

Hitlers amp die beiden großen Kirchen Organisation als sozialistischen, 55 Gesang-,
hat Z Abklingen der früher schartfen konfessio- Sport-, Bildungs- un!: Frauenvereinen, angehören
nellen Gegensätze in Deutschland geführt un: dürfen (1im Katiserreich die «sozlalistische egen-
entschieden ZuUrr ründung einer überkonfessionel- gesellschaft»). Zunächst in den Integrationspar-
len Parteli, der Christlich-Demokratischen Union telen entstanden eigene Parteibürokratien. Auf Ss1e

ach dem Zusammenbruch beigetragen, mehr un mehr uch die Honoratiorenpar-
der weitgehend das alte Zentrum aufgegangen ist telien angewlesen, Vvon denen die orößeren sich
Der Plan einer evangelische un! katholische Chr1- Integrationsparteien entwickeln versuchten.
Sten zusammenfassenden Parte1 geht his 1nNs 19 ber heute sind eLtwa2 in der Bundesrepublik 1Ur

Jahrhundert 7urück. Organisatorisches odell für och 2000 der ähler Parteimitglieder. ach dem
die Gründung der CD  &A die christlichen Ge- zwelten Weltkrieg kam VOTLT em in den beiden
werkschaften, die katholische wI1e evangelische groben Parteien der Bundesrepublik, CD  S un
Arbeitnehmer un seit der Jahrhundert- SPD, die Tenden-z ZUrr Volkspartei auf, nämlich alle
wende bestanden hatten. uch das etzige Dre1- Schichten, wenn auch in unterschiedlichem Ver-
partelensystem (CDU FDP SED) zeigt och hältnis, erfassen. Volksparteien mussen konkur-
traditionelle Elemente aus der eıt 7zwischen rierende Interessen, WE uch in unterschied-
1870—-1933. em Gewichtsverhältnis, koordinieren VCTI-

ach dem Zusammenbruch entstanden 945/46 suchen. Daraus können sich on zw1ischen
auf früherer, aber unmehr soz1al erweliterter Basıs Parteien un! ihnen nahestehenden Interessenver-
die Öösterreichische Volkspartei un die italienische bänden ergeben (SO 7zwischen der SPI) un: dem
Democrazia (Cristi1ana mMi1t wachsenden inneren DGB mit vorwiegend sozlaldemokratischen Mit-
Spannungen. Gerade s1e ist ein Beispiel afür, w1e gliedern oder zwischen der CD  z un dem ihr nahe-
stark die Flügelparteien die innere Struktur und den stehenden Bauernverband).
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Ks hat sich gezeigt, daß das Wahlrecht nicht allein tert sich dadurch ihr Ermessensspielraum. DDas gilt
das Parteiensystem bestimmt. ber W1e das ein- auch, wenn ine Fraktion konstellationsbedingte
aC Mehrheitswahlrecht ZErhaltung des we1l- patflamentstaktische Rücksichten nehmen muß
parteliensystems beiträgt, OÖrdert das Verhältnis- Kıs ist vorgekommen, daß sowohl ine Fraktion
wahlrecht das Vielparteiensystem. Als Korrektiv sich einer ihrer Auffassung entgegengesetzten
kann 7z. B die SogeNaNNTE Sperrklausel wirken. Parteientscheidung gebeugt, als uch daß S1e ekla-
ach dem personifizierten Verhältniswahlrecht 1n tant 1ne eindeutige Parteientscheidung C-
der Bundesrepubliken N1ur solche Parteien An- handelt hat Zwischen den beiden Extremen, daß
spruch auf proportionale Verrechnung ihrer Stim- die Parte1 Instrument der Fraktion ist oder UMSC-
INCI, die entweder 5 % der Stimmen erhalten oder kehrt, o1bt eine Fülle VO  ; Abstufungen. Das
1n drei Wahlkreisen Mandate en Der Spannungsverhältnis zeigt sich VOT allem, wenn

Sperrklausel s1ind 1ine el VO  } kleinen Parteien die ehrhe1it der Parteigremien 1m Gegensatz
der der Fraktion stehterlegen, VO denen sich NUur die Freie Demokra-

tische Parte1 behauptet hat Andererseits ach den klassischen Vorstellungen des engli-
erschwert die Sperrklausel 1m Zusammenhang mi1t schen Parlamentarismus allerdings die Frak-
der Staatsfinanzierung, die sich nach dem etzten tion, ob 1n der Regierung oder 1n der Opposition,
Wahlergebnis richtet, die Neubildung MC  w Par- die Partel, und 1in ihr JE ach egabung der Pre-
telien, WAas verschärften Spannungen innerhalb mMierminister oder der Oppositionsführer, der
der bestehenden tühren kann. Leader der Partei, der VO  - der Fraktion gewählt

wIird. Hs esteht also Personalunion zwischen Re-
gierungs- oder Oppositionsführung un Parte1-Partezen und Fraktionen führung DiIe Parte1 kann aber den Rücktritt des

Auf die Dauer gesehen kann keine Fraktionen Leaders herbeiführen (SO die konservativen Pre-
ohne Parteien geben Sind die Fraktionen die unNer- mlertminister hamberlain 1040 un Eden 1957
äßliche V oraussetzung für die Funktionsfähigkeit euerdings zeigen sich 1n der Labourparty gerade
des Parlaments, sind die Parteien die unter ilson Tendenzen ZuUrF Verstärkung des
behrlichen Wahlorganisationen der Fraktionen. ParteieinfÄusses gegenüber der Fraktion. el
Wenn die Fraktion das Wirkungsorgan der Parte1i muß iMa  n bedenken, daß die englische Labour-
ist, dann ist die Parte1 zumindest die Werbungs- partel nicht 1Ur persönliche Mitglieder, WI1IEe das
organisation der Fraktionen. Beide sind autfeinan- deutsche Parteiengesetz votrschreibt, sondern auch
der angewlesen: Das Verhalten der Fraktion i körperschaftliche Mitglieder kennt, VOT allem
Parlament soll Maßstab für die Abstimmung der die Gewerkschaften, die auf den Parteitagen über
Wähler sein, die die Parte1 wirbt Andererseits eine überragend starke Position verfügen Ade-

—ru hat die CD  S ach englischem odellsollen das Grundsatzprogramm und die jeweiligen
Wahlprogramme der Parteien die Leitlinie für die führen versucht; das ist 1ihm bis 1959 weıithin TC-
Fraktionspolitik mm Parlament darstellen DIie Par- lungen. Außenpolitisch hat selber entschieden,
te1 soll die Fraktion kontrollieren. innenpolitisch hat auf Parteiströmungen, ZwW1-

Aus den unterschiedlichen Funktionen von Par- schen Interessen ausgleichend, er dem Aspekt
te1 und Fraktion, der Programmkompetenz außer- des Wahlerfolges Rücksicht MM  > indem
halb des Parlaments einerseits und der Entsche1- bestimmte Anlıegen un Jele sich eigen DEC-
dungskompetenz im Parlament andererseits, C1- macht hat uch Adenauer WAarTLr Kanzler un Parte1-
geben sich Bonkurrierende Interessen hinsichtlich der führer zugleich. Neuerdings wıird ine Trennung
Gesamtleitung. Die Parte1 kann rechtlich der Frak- VO Parteivorsitz un! Kanzlerkandidatur aNZE-
tion keine Weisungen gveben, aber S1e kann durch estrebt. In talıen WAarTr de Gasper1 VO —1954
die Kandidatenaufstellung u be1 den ahlen gleichzeitig Regierungschefund Führer der Demo-
auf die Fraktionszusammensetzung einen mehr craz1a C'ristiana. Infolge ihrerWahlniederlage Seizte
oder minder starken Kinfliluß ausüben. anchma. 1im amp die Koalitionsbildung mM1t Rechts
gelten Parteitagsbeschlüsse, mehr och Vorstands- oder iın ine anhaltende ührungskrise ein, die
und Präsidiumsbeschlüsse, als Generallinie für die uch 1in der Trennung der Amter ZU Ausdruck
Fraktionspolitik. Ihre Kinhaltung leg aber 1 kam
Ermessen der Fraktion. Ist ine Fraktion m1t einer
anderen Fraktion oder mehreren Fraktionen 1n
einer Koalition zusammengeschlossen, erwel-
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DIE FUNKTIION DE OGN  CH PARTEI

Pa}tez'orgam'mlz'on das Gros der Parteien und ihrer Anhänger
der Gregensätze das politische System mM1t den Ver-

Die Parteien sind auf ine breite Informierung der fahren und Kompetenzen seliner Institutionen be-
Wählerschaft ber Parte1- un Fraktionsgeschehen jJaht, CIMAQ ein überparteilicher Frieden dem
1n orifger Form angewlesen. Das geschie durch Parteienkampf Grenzen setzen. Wo be1 einem
Tagesparteizeitungen, die 1in der Bundesrepu- Gros der Parteien oder einer starken Minderheit
blık kaum och <1bt, oder durch ine politisch diese prinzipielle Systemloyalität € ist das
unterschiedlic mehr oder minder akzentulerte, System selber gefährdet, w1e das eispie. der Wei-
aber nicht bestimmte Partelien gebundene A Republik zeigt.
SESPIESSC, w1e S1e in der Bundesrepublik besteht, Das Rivalitätsverhältnis der Parteien 1m amp

die ahler und die Mehrheit 1m ParlamentAParteiperiodica und -schriften, die melst 11U7

VO Mitgliedern un csehr interesslerten nhängern führt dazu, daß die Parteien auch gegenselt1g ihre
gelesen werden, sOwle heute VOTL em durch Rund- Richtungen beeinflussen. Daraus erg1bt sich, daß
funk un Fernsehen. Das Fernsehen stellt die nahe- das Koordinationssystem der Parteien 1in den e1n-

zelnen Ländern mal ach rechts, mal ach linkswirksamste Information dar. in Wahlkampf-
Zze1iten tritt eine auf kommerzieller Reklameerfah- rücken kann.
rung beruhende Propaganda in den Vordergrund. \Wenn die Parteien den Volkswillen artikulieren

Moderne Parteiarbeit ist schon SCcChHh der stan- sollen, dann mussen S1Ee edenken, daß 1m arla-
igen Bürokratie sehr aufwendig. DiIie Kosten mMent ber eine 4lNaNMeEe 1Ur mi1t ja oder nein,
werden ÜRC Mitgliedsbeiträge, Spenden und 1n abgesehen VOIL Stimmenthaltung, abgestimmt WEeEeT-
einer Reihe VO  a Staaten durch Staatsfinanzierung den kann. Wenn also ine Parte1 für ihr Projekt die
(entsprechen: dem etzten Wahlergebnis) aufge- ehrhe1 der Abstimmenden erstrebt, kann S1e
bracht Nnur 1ne einzige Lösung anbieten. Daraus erg1bt

sich, daß S1e 1n ihren Reihen die MeinungsbildungKOonkurrenz der Parte:en
reduzleren mulß

en Demokratien entstehen Entscheidungen
aus dem Streit der Rarsteien: dem vieltfac ein Streit

I Dize Parteıen als odell1n den einzelnen Parteien vorausgeht. DIie Partelen
mediatisieren einerselts das Volk, andererseits aktı- Für den außerparlamentarischen Bereich

vieren s1e den ähler S1e artikulieren denG eitdem die Demokratisierungsbewegung mI1t Ve-
willen, weniger indem sS1e ihn ausloten, sondern hemenz eingesetzt und sich mehr un mehr aUuSs-

indem S1e konkurrierend dem aähler lang- un! gedehnt hat, ist die rage, ob sich für den welten
kurzfristige iele sowle Kandidaten anbileten. Die un mannigfaltigen außerparlamentarischen Be-
Konkurrenzfreiheit der Partelien ist V oraussetzung reich das Modell der politischen Parteien, vielleicht

in anderer LTendenzkombination un in anderenfür das Funktionieren des demokratischen eprä-
sentativsystems. Aus dem Konkurrenzkampf CI- Formen, für die Institutionalisierung einer Demo-
geben sich eine Fülle VO Erscheinungen, die als kratisierung überhaupt eignet.
unerfreulich, wenn nicht gyat peinlich empfunden In Verbänden, VOT allem gyrößeren, bilden sich
werden. Es se1 11U7r als ein Beispiel unter vielen auf Richtungen, auch parteiorientierte, die sich aber
die politische, vielfach üde Werbung hingewlesen, me1lst nicht besonders formieren.
ohne die treie Wahlen nicht möglich sind. Die Studentenparteien, teils 1n nie.  ung die
Konkurrenz 7zwischen den Parteien, zwischen bestehenden Parteien, aber jeweils 1in VO die-
Gruppen un Personen in den Parteien bestimmt SC  } oOrlentiert, teils VOTLT allem auf der Linken
auf der ene der Volkswahlen, in Parlament mehr oder minder zersplitterte Sondergründungen,
und in der Regierung un damıt uch 1in den dre1 en sich gebildet, seitdem die Studenten ihre
Stuten der Parteiorganisation Urtsgruppe, Be- Vertreter für die Urgane der Hochschulen un: die
„irtksverband und Zentralpartei weitgehend e1in Studentenparlamente wählen S1e en sich aller-
politisches System, in dem Entscheidungen wesent- ings nicht fest formiert, WAS be1 dem ständigen
ich durch politische Parteien getrofien werden. Wechsel der Studenten nicht möglich ist. Das W.ahl-

Aus der Konkurrenz der Parteien kannn sich eine interesse 1st stellenweise sehr gering
politische Figendynamik entwickeln, die die Ge-
samtorganisation, also 1in diesem Fall der Staat,
NUur sehr begrenzt regulieren verImas. Nur
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BEITRAGE

als Gemeinde Christi darf sich nicht ( Parteien für
14 Parteien IN den Kirchen? ihre Gemeindeleistungen un Synoden organisie-

Wohl hat in der katholischen rche, VOLT en ICN, da Partelung dem Wesen der Gemeinde wider-
auf den Konzilien, Richtungen und dementspre- SPMCHt... Parteiung 1n der E 1st ein Struk-
chende Richtungskämpfe egeben. Diese s1nd turprinz1p, das für den Autbau un die Arbeit der
auch außerhalb der Konzilien aufgetreten. ber kirchlichen Synoden notwendig un brauchbar
VO  5 Parteien oder 11U7r partelähnlichen Gebilden ist.» (Beckmann, selbst Mitglied der ekennenden
kann einer He mit einer traditionell AaUSSZC- rche, aaQ.)
pragten autoritär-hierarchischen Struktur ohne In der "Tat erscheinen die politischen Parteien mIit
parlamentsähnliche Institutionen ohl nıcht die ihren harten Kampfmethoden un ihrer A
ede se1n. och ist eine oftene Frage, ob nıcht marktschreierischen Reklame nicht als ein gee1g-
die FEinrichtung kollegial-synodaler UOrgane in der für kirchliche Gemeinschaften. Auf
nachkonziliaren elit früher oder spater uch in der den Synoden ist immer wieder die Auffassung VECI-

katholischene Parteien führen muß tretfen worden, daß die Parteibildungen in 1der-
Anders liegen die Verhiältnisse 1in den PrO0TeSLAN- spruch: Bestimmung des Augsburger Bekennt-

tischen Kirchen, w1e Beispiel Deutschland- NnUIsSses VO  w) ) 9 das die lutherische MC TC
striert werden kann: on unter dem landesherr- bunden ist, «consentire de doctrina...» stehen.
lichen Kirchenregiment orlentierte sich die V ail- Um Parteibildung nicht autkommen lassen,
gelische Kirche in Deutschland 1in ihrer  S UOrganisa- wurde ach 1945 die Verhältnis- un Listenwahl
tion während des neunzehnten Jahrhunderts durch die Mehrheits- un! Persönlichkeitswahl C1L-

weltlichen Konstitutionalismus. Kirchliche Riıich- < In derWahlbeteiligung wird nicht NUur rtch-
tungsvereinigungen entstanden mI1t den Synoden liches Mitgliedschaftsrecht vollzogen, sondern
« Ks vab eine kirchliche Rechte und Linke, manch- Ausübung des Priestertums er Gläubigen 1in un!
mal uch ine Mitte, je ach der Grundeinstellung der Gemeinde aus der Verantwortung des Jau-
ZuUrr Bekenntnisgrundlage der Kirche Daß auch bens gedient.» (Wendt, Kirchenwahlen, na0Q)
politische Meinungsverschiedenheiten eine Rolle 11959] Sp.15906) Die Urwahl ist auf Wahl VO  w=)

spielten, ist be1 der Verwandtschaft VO  a rch- Kirchenvorstand un! Gemeinderat der Ortsge-
lichem un politischem Konservatismus un IM- meinde beschränkt Die Landessynodalen werden
beralismus kein Wcunder.» J. Beckmann, irch- AaUuUSs den Berzirks- un! Kreissynoden, E aus den
liche Parteien in Deutschland, eL19L0N IN G eschichte Gemeindekörperschaften, also gefiltert, gewählt.
und Gegenwart 11961| Sp 129) ach dem nde des AÄAnsätze ZUT Fraktionsbildung lassen sich schwer-
landesherrlichen Kirchenregiments übernahm lich verhindern. Deren Existenz hat Auswirkungen
die Evangelische NC Für ihre Ordnung parla- auf die ahlen, da diese deren Bildung un! Ver-
mentarisch-demokratische Formen der uen festigung Ördern können. ber Ansätze zeigen
Staatsverfassung. Die Synoden oder Landes- sich auch 1n den Synoden un bei den ahlen —

kirchentage parlamentsähnliche Institutio- derer Länder schon eın durch die auch der
1G Gewählt wurde, allerdings vorwiegend mittel- evangelischen Kirche 7zunehmenden Polarisierung.
bar, ach dem Verhältnis- oder Listenwahlsystem. Andererseits äng die Errichtung von Körper-
Dies seizte Parteien un:! Gruppen VOTLAUS, aller- schaften, die HC Urwahl este. werden sollen,
dings 1im Gegensatz den politischen Parteien mit VO der Möglichkeit ab, Parteien bilden hne
fließenden Grenzen un! ohne charte Profilie- Parteien sind Massenwahlen niıcht möglich. Wie-
rungecn., Anfang der reißiger re entstand die derholt ist die Bildung einer Vertretungskörper-

SC. die unmittelbar v  a den Rundfunk- unGlaubensbewegung Deutsche Christen mi1t der
Forderung der Bildung einer «Reichskirche luthe- Fernsehteilnehmern gewählt wird, CLIWOSCH WOT+-

rischer Prägung», die 1Ur Christen «arıischer den. Das Projekt ist bisher daran gescheitert, daß
24SSC umtassen durfte un die Hoheit des nat1o0- sich ein passendes Schema für die Parteibildung
nalsozialistischen Staates Arı Glauben» anerkann- anbietet.
te. S1e rhielt die ehrhe1 be1 den Kirchenwahlen Die direkte Wahl des EWG-Parlaments durch
1im Juli 19 55 und übernahm mit Unterstützung des die Bevölkerung der EWG-Staaten 1st oft gefOr-
Regimes die Macht 1n der Kirche DieWiderstands- dert worden. Wohl könnten die verschiedenen
bewegung 1im Kirchenkampf « DIie bekennende Partelen in den einzelnen Staaten Kandidaten auf-
Kirche» hat die Idee einer Kirchenpartei aus theo- stellen un wählen lassen. Ks <1Dt jetzt schon Frak-
logischen Gründen adikal vernelnt. «DIie Kirche tionen 1m EWG-Parlament, denen sich Parteien
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verschiedener Länder mit verwandten Tendenzen despartelen, die bis ZUT Spaltung gehen können,
zusammenfinden, aber s1e sind ohne großbe edeu- wären nicht ausgeschlossen. Andererseits bestän-
tunz mangels Entscheidungsbefugnis des EWG- de die Möglichkeit der Zersplitterung den ein-
Parlaments. Sobald dieses Parlament echte Kom- „elnen Fraktionen Aaus orge VOT Wahlauswirkun-
petenzen erhielte erst dann sich die rtwahl-—, SCH
könnte die Vertretung der Politik der einzelnen Die rage ach Parteien 1n der 3C äng
EWG-Fraktionen deren Parteien der einzelnen mMit deren Selbstverständnis INMCN, unterliegt
Länder be1 den nächsten ahlen große Schwier1g- aber offensichtlich bestimmten sozlologischen
keiten bereiten. Krnste Krisen in einzelnen Lan- &C Gesetzlichkeiten».

THEODOR SCHENBURG
geboten 2. Oktober 1004 Kiel; den Universitäten ter der Wochenzeitung « Die Zeit». Schriften: Das Kaisert-
Tübingen und Berlin Geschichte, Nationalökonomie und reich Scheideweg Bassermann, Bülow und der Block
Staatsrecht studiert; 1928 in Berlin ZUU Doktor der Philo- (Berlin 1929); Der Beamte Parte1 und Parlament (Frank-
sophie promoviert (Geschichte); —945 wissenschaftl. furt/M. 1952); Herrschaft der Verbände” (Stuttgart LOSS
Referent und später Geschäftsführer Industrieverbänden; Die deutsche Frage (München 1959) Der Sold des Politikers

(Stuttgart 1959) Das isolierte Berlin (Tübingen 1960); Äm-November 1945 Staatskommissar für die Umsiedlung
Württemberg-Hohenzollern; Januar 047 Ministerialrat und terpatronage (Stuttgart 1961); Probleme der modernen
Stellvertreter des Innenministers Württemberg-Hohen- Parteifinanzierung (Tübingen 1961); Staat und Gesellschaft
zollern; 1051 Staatsrat; 1946 Lehrauftrag flr Politik Deutschland (München 21963); Tur politischen Praxis
der Universität Tübingen K 1949 Honorarprofessot; 19) D in dertr Bundesrepublik (München; Bd  a 19064;3 d,. IL 1966 *
ordentlicher Professor für Politikwissenschaft: 1961—-1963 1972); Die improvisierte Demokratie (München
Rektor der Universität Tübingen., Ist Mitherausgeber der 1963); ber Autorität (Frankfurt 1965); Matthlas Erzberger
«Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte»; ständiger Mitarbei- (München O72

dentums Gruppen, die 1n bestimmten Fragen einen

Rudolf Pesch eigenen «Standpunkt» einnehmen, ohne sich DFC-
genseltig die Zugehörigkeit ZuU Judentum abzu-
erkennen (wie eEeLw2a den Samarıtanern, die als1bt in der Kırche behandelt werden) Aio&oe16 en auch be1 Kle-
inNnenNs VO  5 Alexandrien die philosophischen Schu-des Neuen Lestamentes len, die MG ein System VO  m; Ö0OVUATA Vernunft-

Parteien erkenntnissen) bestimmt S1ind (strom An 5.16),
bei Justin die Marcioniten als christliche
(Apol. I 3).2

Kann Nan in der Kirche des Neuen Lestamentes
[Das neutestamentlich-griechische Äquivalent für Gruppen mi1t deutlich eigenen «Standpunkten»,
Nseren egriff Partei} 1m Sinne VO Schule, ALOEGELG, unterscheiden ” Und <xibt in ta-

Schulrichtung, Lehrmeinung un! Spaltung 1st mentlicher elit schon Parteien, denen als Sekten
die kirchliche Gemeinschaft verweigert wIi1rd, weilaLoEOLG, also jener Begrift, der in malam Item

gewendet später auch die (häretische) (secta), S1Ee sich ihr verweigern ” Wır mMustern in gebotener
die Häreste bezeichnet. Von jüdischem and- Kürze die wichtigsten Daten des Neuen Testa-
punkt AaUuSs können die Christen als eine der VCI- entes, bevor WI1r abschließend ein Urteil zZzu

Recht VO  w} Parteien in der C formulierenschliedenen jJüdischen Parteien (wie die der u-
versuchen.zaer: vgl Apg S mit OS., ant.13,171I1;

2 199 ÖS oder die der Pharisäer: vgl Apgı Y®)
mit Fl. Jos. bell. IL, ö 14) begrifien werden, als die

‚RC Hebräer und Hellenisten
Parte1 der Nazoräer ND 243) vgl. Justin, dial
17/,1, 108,2), die freilich Judentum 7zunehmend Die Jerusalemer «Urgemeinde» existiert früh, Ww1e
«auf Widerstand stOßt» (Apg 28,22) un als WIr aus Apg (und welteren damıit kombinte-
negat1vWwird (Apg 25I der Weg | 00066 ], renden Nachrichten) erfahren, in 7wel Gruppen,

die sich nicht 1U durch ihre Sprache, sonderngemä dem Paulus dem Gott der Väter dient, wıird
aL0ETLG genannt). Parteien sind innerhalb des Ju: mehr durch ihre «Theologie» und ihre «Vertfas-
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